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III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Haudelskammer Erfurt. 


Der Bezirk der Handelskammer zu Erfurt iſt mit dem 1. Oktober 1905 auf die 
Kreiſe Ziegenrück und Langenſalza und den Reſt des Kreiſes Weißenſee ausgedehnt worden. 


2. Warenhausſteuer. 


Eutſcheidungen des Minifters für Handel und Gewerbe auf Grund des § 6 Abſ. 5 des Geſetzes, 
betreffend die Warenhausſteuer, vom 18. Juli 1900 (GS. S. 294). 


IIb 14. Entſcheidung vom 7. Januar 1905. 


Schnittmuſter aus Papier für Kleidungsſtücke gehören zu den Gruppen B und D des 
§ 6 des Geſetzes, betreffend die Warenhausſteuer, vom 18. Juli 1900. 


3. Schiffahrts angelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffer- und Stenermanusgewerbes. 


Dem Schiffer Paul Chriſtian Wiſſing, jetzt in Hongkong wohnhaft, iſt durch Ent- 
ſcheidung des Kaiſerlichen Oberſeeamts vom 20. Dezember 1904, dem Kapitän Wilhelm 
Amandus Suhren in Brake durch Entſcheidung des Kaiſerlichen Oberſeeamts vom 
21. Dezember 1904 die Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes und dem Steuer⸗ 
mann Ottomar Ebenau durch die Entſcheidung des Kaiſerlichen Oberſeeamts vom 20. De- 
zember 1904 die Befugnis zur Ausübung des Steuermannsgewerbes entzogen worden. 
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Betr. Geſundheitspäſſe für deutſche Schiffe in ruſſiſchen Häfen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 16 Januar 1905. 
Nach einer Bekanntmachung in dem Ruſſiſchen Geſetzblatte vom 30.17. Dezember v. Js. 
ſind deutſche Schiffe in gewöhnlicher Zeit beim Einlaufen in ruſſiſche Häfen von der Vor— 
weiſung von Geſundheitspäſſen befreit worden. 
Sie wollen beteiligte Schiffahrtskreiſe hierauf aufmerkſam machen. 
In Vertretung. 
Lohmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


IIb 261. 


Betr. Elbſchifferprüfungen. 


In Wittenberg iſt eine Kommiſſiou zur Abhaltung von Elbſchiffer⸗Prüfungen nach den 
Vorſchriften über die Zulaſſung als Elbſchiffer vom 27. Dezember 1890 errichtet worden. 


—̃ͤ — ...... p p .... 
IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Wandergewerbe und Märkte. 
Betr. Ausdehnung von Wandergewerbeſcheinen. 

Der Verein N. hat bei mir Beſchwerde geführt, daß von einzelnen Bezirksausſchüſſen 
regelmäßig auf Anträge auf Ausdehnung von Wandergewerbeſcheinen gemäß § 60 Abf. 2 
der Reichsgewerbeordnung für beſtimmte Tage nicht eingegangen werde, ſondern die Aus⸗ 
dehnung für einen längeren Zeitraum — Monat, Wochen — erfolge, für den fie nicht be- 
autragt ſei, und von dem der Gewerbetreibende oft nur für einzelne Tage Gebrauch machen 
könne. Trotzdem würden dann unter Hinweis auf dieſe Ausdehnung weitere Anträge des— 
ſelben oder anderer Gewerbetreibender auf Ausdehnung abgelehnt. 

Ein ſolches Verfahren würde der Abſicht des Geſetzes nicht entſprechen. Nach 8 60 
Abſ. 2 der R.Gew. O. kann die Ausſtellung und Ausdehnung eines Wandergewerbeſcheins 
zum Betriebe der im § 55 Ziff. 4 bezeichneten Gewerbe für eine kürzere Zeitdauer als das 
Kalenderjahr oder für beſtimmte Tage während des Kalenderjahres erfolgen. Nach der 
Begründung ſoll damit einmal die Möglichkeit gegeben werden, derartigen beſchränkten An: 
trägen im öffentlichen wie im Intereſſe der beteiligten Gewerbetreibenden zu entſprechen, 
gleichzeitig aber verhindert werden, daß ſchon durch Ausſtellung oder Ausdehmug weniger 
Scheine für einen längeren Zeitraum, von dem häufig nur für kurze Zeit Gebrauch gemacht 
wird, die den Verhältniſſen des Bezirks entſprechende Anzahl von Wandergewerbeſcheinen 
ausgefüllt wird. 

Berlin, den 4. Auguſt 1904. 


Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung 

ez. v. Biſchoffshauſen. 

gez 


2. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Haushaltsplan der Handwerkskammern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 16. Januar 1905. 

Ich erſuche Sie, mir von jetzt ab den Haushaltsplan der Ihrer Aufficht unterſtehenden 
Handwerkskammerln), nachdem Sie ihn gemäß § 103 u Abſ. 3 der Gew. D. genehmigt haben, 
ohne Begleitbericht in Abſchrift einzureichen. 

Im Auftrage. 
Ila 341. ‘ Neuhaus. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 
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7. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Anweiſung zur Ausführung des Geſetzes, betreffend die Gründung neuer Anſiedlungen in den 
Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Bojen, Schleſien, Sachſen und 
Weſtfalen vom 10. Auguſt 1904 (GS. S. 227). 


Um eine gleichmäßige Anwendung des Geſetzes vom 10. Auguſt 1904 ſeitens der be⸗ 
teiligten Behörden zu ſichern, beſtimmen wir auf Grund von § 26 des Geſetzes vom 
25. Auguft 1876 (Geſetz-Samml. S. 405) in der Faſſung des Artikels IV des Geſetzes vom 
10. Auguſt 1904 folgendes: 

Das neue Geſetz hat den Grundgedanken des früheren vom 25. Auguſt 1876 Ab- 
ſchnitt II unverändert beibehalten. Nach wie vor wird das Recht zur Anſiedlung anerkannt: 
ſie zu fördern liegt im politiſchen, wirtſchaftlichen und ſozialen Intereſſe des Staats, 
namentlich auch Jim Hinblick auf die wünſchenswerte Verbeſſerung des Wohnungsweſens. 
Die Anſiedlungsfreiheit ſoll nur inſoweit beſchränkt werden, als es die Wahrung berechtigter 
privater oder öffentlicher Intereſſen erfordert. 

Zum Inhalte des Geſetzes wird im einzelnen folgendes bemerkt: 


Sm Meriel E 8 13: 

1. Die nach den Erfahrungen der ſeitherigen Praxis nicht immer leicht zu treffende 
Unterſcheidung des Geſetzes vom 25. Auguſt 1876 zwiſchen Einzelanſiedlung und 
Kolonie und die verſchiedene Behandlung dieſer beiden Arten der Anſiedlung iſt 
aufgegeben. Das neue Geſetz hat den Begriff der „Kolonie“ beſeitigt und kennt 
nur den einheitlichen Begriff der „Anſiedlung“. Die Entſcheidung darüber, ob vor 
Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung beſondere Maßnahmen zur Wahrung der 
öffentlich rechtlichen Intereſſen zu treffen ſind, iſt demgemäß von der in jedem 
einzelnen Falle vorzunehmenden Prüfung abhängig zu machen, ob durch die ge⸗ 
plante Wohnſtättengründung ein weſentlicher Einfluß auf die öffentlich-rechtlichen 
Verhältniſſe zu erwarten iſt oder nicht ee M 22). 

2. Die Beſeitigung der Unterſcheidung zwiſchen Einzelanſiedlung und Kolonie hat die 
weitere Folge, daß in Landkreiſen nicht mehr verſchiedene Behörden in Tätigkeit 
treten, je nachdem es ſich um die eine oder andere Art der Anſiedlung handelt, 
ſondern daß cine einheitliche Genehmigungsbehörde für den regelmäßigen Fall der 
Anſiedlung (Art. I des Geſetzes) beſtellt iſt. Als ſolche iſt der Kreisausſchuß ge⸗ 
wählt. In Fällen, die keinen Aufſchub zulaſſen, oder in welchen das Sach⸗ und 
Rechtsverhältnis klar liegt, iſt nach § 117 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 195) der Landrat als Vor- 
ſitzender des Kreisausſchuſſes befugt, in deſſen Namen die Anſiedlungsgenehmigung 
zu erteilen oder zu verſagen. Im Intereſſe eines möglichſt beſchleunigten und ver- 
einfachten Geſchäftsgangs wird es ſich empfehlen, von dieſer Befugnis einen tun- 
lichſt ausgedehnten Gebrauch zu machen. 

Überhaupt muß bei der in die Privatverhältniſſe der Beteiligten tief ein⸗ 
greifenden Bedeutung der Entſcheidung und bei deren Wichtigkeit für das öffentliche 
Intereſſe allen zur Ausführung des Geſetzes berufenen Behörden die Beſchleunigung 
der Erledigung von Anſtedlungsanträgen zur Pflicht gemacht werden. Dieſe Be- 
ſchleunigung iſt mit Rückſicht auf den Wechſel der Konjunkturen namentlich für die 
Anſtedlung gewerblicher Arbeiter und für die erfolgreiche Durchführung von Renten 
gutsgründungen von größter Bedeutung. Weitgehende Verwendung zweckmäßig 
eingerichteter Formulare wird zur raſchen und glatten Abwicklung der Geſchäfte 
nicht unerheblich beitragen. 

Verden in zeitlichen Abſtänden wiederholt Anträge auf Exteilung der Mn- 
ſiedlungsgenehmigung geſtellt und erſcheint die Annahme berechtigt, daß es ſich 
der Sache nach um Teilſtücke eines einheitlich entworfenen Plans handelt, fo 
können die Anträge von der Genehmigungsbehörde in einem Verfahren behandelt 
werden. 

Zu Artikel J. § 13a. 


3. § 13a füllt eine Lücke in der bisherigen Geſetzgebung aus. Er trifft namentlich 
die häufig vorkommenden Fälle, daß ein Gut ganz oder teilweiſe zerſchlagen wird 
und die vorhandenen Gutsgebäude zu Wohnhäuſern für die Zwecke der auf dieſe 
Weiſe neu zu bildenden ländlichen Stellen eingerichtet werden, ohne daß neue 
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Wohnhäuſer entſtehen, oder daß eine ländliche Beſitzung parzelliert wird, die Wohn⸗ 
häuſer für die neuen ländlichen Stellen aber nicht auf den außerhalb gelegenen 
Trennſtücken, ſondern innerhalb einer im Zuſaummenhange gebauten Ortſchaft 
(worunter auch ein Gutshof oder Vorwerkshof verſtanden werden kann) oder 
innerhalb der Grenzen eines feſtgeſtellten Bebauungsplanes errichtet werden. Der⸗ 
artige Fälle liegen in Anſehung der öffentlichen Intereſſen denen des § 13 durch⸗ 
aus gleich. Immer iſt vorausgeſetzt, daß es ſich um die Umwandlung, d. h. ger: 
teilung zum Zweck der Eigentumsübertragung oder etwa der Verpachtung eines 
Landguts im ganzen oder zu einem Teil in mehrere Ländliche Stellen handelt. Zu 
„Landgütern“ im Sinne dieſer Vorſchrift gehören nicht uur Güter im engeren 
Sinne (Gutsbezirke, Rittergüter uſw.), ſondern auch bäuerliche, kleinbäuerliche und 
ähnliche Beſitzungen. Als „ländliche Stellen“ ſind nicht anzuſehen Wohnſtellen für 
Induſtriearbeiter, auch wenn ſie mit etwas Land ausgeſtattet ſind. Der Ausdruck 
„zum Zweck“ erfaßt den Fall, daß zunächſt die Errichtung von Wohnſtätten für 
eine erſt demnächſt herbeizuführende Umwandlung eines Landgutes in mehrere 
ländliche Stellen erfolgt. 


Zu Artitel 18025, 

4. a) Innerhalb der im § 13b benannten Landesteile ift die Anſiedlungsgenehmigung 
zu verſagen, ſo lange nicht eine Beſcheinigung des Regierungspräſidenten Vor- 
liegt, daß die Anftedlung mit den Zielen des Geſetzes vom 26. April 1886, be⸗ 
treffend die Beförderung deutſcher Anſiedlungen in den Provinzen Weſtpreußen 
und Polen (Geſetz⸗Samml. S. 131), nicht im Widerſpruch ſteht. 

Das Ziel dieſes Geſetzes iſt die „Stärkung des deutſchen Elements“ gegen- 
über Gefährdungen in nationaler Beziehung. Der Erreichung dieſes Zieles foli 
auch der § 13b dienen. Die Vorſchrift bezweckt allgemein den Schutz und die 
Förderung des Deutſchtums in den bezeichneten national gefährdeten Landes⸗ 
teilen und ſoll eine Handhabe gegen alle Beſtrebungen und Maßnahmen bieten, 
durch die auf dem Gebiete des Auſiedlungsweſens das Deutſchtum in dieſen 
Landesteilen in ſeinem Beſtande, in ſeiner Entwicklung oder Ausbreitung, wenn 
auch nur mittelbar, gefährdet wird. Zur Abwehr ſolcher Gefährdungen iſt von 
der Vorſchrift des § 13b überall ein nachdrücklicher und uneingeſchränkter Ge⸗ 
brauch zu machen. 

Eingehendere Anweiſungen über ihre Anwendung im einzelnen können bei 
der Verſchiedenartigkeit der Verhältniſſe nicht erteilt werden. Den Regierungs- 
präſidenten iſt es überlaſſen, von Fall zu Fall pflichtmäßig zu entſcheiden, ob 
die Ausführung eines Anſiedlungsunternehmens mit dem Ziele der Erhaltung 
und Stärkung des Deutſchtums unverträglich und daher durch Verſagung der 
Beſcheinigung nach § 130 zu verhindern ift. Hieraus folgt, daß die Ent 
ſcheidung nach ſachlichen Rückſichten zu treffen iſt, nicht nach perſönlichen. Es 
ſollen weder Polen grundſätzlich von der Anſiedlung ausgeſchloſſen werden, noch 
haben Deutſche ohne weiteres Anſpruch auf Erteilung der im § 13b vor 
geſchriebenen Beſcheinigung. 

Die weſentliche Bedeutung des § 13b liegt auf politiſchem Gebiete; eine 
Erweiterung der ſachlichen Zuſtändigkeiten der Regierungspräſidenten über dieſes 
Gebiet hinaus enthält er nicht. Die Verhältniſſe, für deren gehörige Ordnung 
andere Behörden zu ſorgen haben, insbeſondere die Einwirkungen des Anſiedlungs⸗ 
unternehmens auf die Gemeinde-, Kirchen- und Schulverhältniſſe, die wirtſchaftliche 
Lage und die gemeinwirtſchaftliche Ausſtattung der Auſiedlung, ſind daher von 
den Regierungspräſidenten bei der Entſcheidung über die Erteilung der Be 
fcheinigung nur inſoweit zu berückſichtigen, als fie für die Beurteilung der 
Anſiedlung in nationalpolitiſcher Beziehung von Bedeutung fein können. 

b) Dem Gegenſtande nach findet die Vorſchrift des § 13b auf Anſiedlungen jeder 
Art Anwendung, zu deren Errichtung es der Auſiedlungsgenehmigung bedarf. 
Ausgenommen jind nur die im Abſatz 4 des § 13) gedachten Fälle der Teilung 
von Grundſtücken in der Familie. Dieſe Ausnahmevorſchrift iſt als ſolche und 
nach der Abſicht des § 130 eng auszulegen. 

e) Im Wirkungsbereiche der Auſiedlungskommiſſion für Weſtpreußen und Poſen 
bedarf es im Hinblick auf die beſonderen Aufgaben dieſer Behörde einer fort 
laufenden Verſtändigung zwiſchen den Regierungspräſidenten und dem Vorſitzenden 
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der Anſiedlungskommiſſion über die Erteilung der Beſcheinigung nach § 13 b, 
insbeſondere dann, wenn es ſich um größere, nach einheitlichem Plan unter⸗ 
nommene Anſiedlungen — um Kolonien nach bisherigem Rechtsbegriffe — handelt. 
Die Regierungspräſidenten haben in ſolchen Fällen jedesmal den Vorſitzenden 
der Anſiedlungskommiſſion vor Erteilung der Beſcheinigung zu hören und, falls 
ſie dieſe entgegen ſeiner gutachtlichen Außerung zu erteilen beabſichtigen ſollten, 
den Vorſitzenden der Anſiedlungskommiſſton von ihrer Abſicht ſo früh zu be⸗ 
nachrichtigen, daß er in die Lage kommt, ſeinen Widerſpruch gegen die Erteilung 
der Beſcheinigung noch rechtzeitig im Beſchwerdewege geltend zu machen. Jede 
unnötige Verzögerung der Entſcheidung iſt dabei jedoch im Intereſſe der be⸗ 
teiligten Privatperſonen ſorgfältig zu vermeiden. Es hat daher nicht nur der 
Vorſitzende der Anſiedlungskommiſſion umgehend den Regierungspräſidenten von 
einer etwa beabſichtigten Beſchwerdeerhebung zu benachrichtigen, ſondern es iſt 
auch jeder weitere Schriftwechſel in dieſen Fällen, wie überhaupt bei allen Ver⸗ 
handlungen über die Erteilung oder Verſagung der Beſcheinigung nach § 13b, 
möglichſt zu beſchleunigen. 

Inwieweit bei Einzelanſiedlungen von der Anhörung des Vorſitzenden der 
Anſiedlungskommiſſion abzuſehen ſein wird, bleibt der Vereinbarung zwiſchen 
den Regierungspräſidenten und ihm überlaſſen. 

Im Falle der Verſagung der Beſcheinigung findet eine Anhörung des Vor⸗ 
ſitzenden der Auſiedlungskommiſſion nicht ftatt. 

d) Für Anſiedlungen der Auſiedlungskommiſſion ift den Genehmigungsbehörden die 
Beſcheinigung allgemein zu erteilen. Für die unter Vermittlung der General⸗ 
kommiſſionen zu gründenden genügt es, für jede Rentengutsſache im ganzen bei 
Beginn der Verhandlungen die Beſcheinigung zu erteilen. Sie iſt im letzteren 
Fall unter der Bedingung zu erteilen, daß das Verfahren vor der General— 
kommiſſion zur Durchführung gelangt. 

e) Wird der Antrag auf Erteilung der Beſcheinigung bei der Genehmigungsbehörde 
oder bei einer anderen Behörde als dem Regierungspräſidenten geſtellt, ſo iſt 
der Antrag alsbald von Amts wegen an den Regierungspräſidenten abzugeben. 
Wird ein ſolcher Antrag nicht geſtellt, jo hat die Genehmigungsbehörde die Be- 
ſcheinigung, ſofern fie erforderlich ijt, von Amts wegen einzuholen. 

f) Beſcheide, mit denen die Erteilung der Beſcheinigung verſagt wird, ſind den 
Antragſtellern zuzuſtellen und der zuftändigen Geuehmigungsbehörde mitzuteilen. 


In Artikel I Sl: 


In § 14 ift das Erfordernis der Fahrbarkeit des Weges zum vermehrten Schutze 


gegen Feuersgefahr neu eingefügt. Es ſoll dadurch die Heranſchaffung der Löſch⸗ 
gerätſchaften, insbeſondere der Feuerſpritzen, erleichtert werden. Wie Abſatz 2 
e iſt die Fahrbarkeit zwar nicht unerläßliche Bedingung, ſoll aber die Regel 
ilden. 

Zu Abſatz 4 iſt zu bemerken, daß dieſe Vorſchrift aus den Anſiedlungsgeſetzen 
für Hannover und Schleswig-Holſtein, wo fie ſich bewährt hat, übernommen 
worden iſt. Dem öffentlichen Intereſſe wird es regelmäßig genügen, wenn die 
Eutwäſſerung für das Grundſtück, auf dem die neue Wohnſtätte errichtet werden 
ſoll alfo für den Baugrund ſichergeſtellt wird. 


S e , S5 


In 8 15 ift die Wortfaſſung: Nutzungen aus der „Landwirtſchaft“ an Stelle der 


Ausdrucksweiſe des früheren Geſetzes: Nutzungen aus dem „Feldbau“ gewählt, um 
klar Zu ſtellen, daß darunter auch die Nutzungen der Wieſen und Viehweiden 
worüber nach dem bisherigen Wortlaute Zweifel beſtanden — zu verſtehen ſind. 


Bu Artifel I. § 16. 


Wenn auch im § 16 den beteiligten Gemeinde- (Guts⸗) Vorſtehern die Prüfung, 


ob für ſie Anlaß zur Einſprucherhebung vorliegt, ausdrücklich zur Pflicht gemacht 
wird, nachdem ihr ſelbſtändiges Einſpruchsrecht bereits im § 15 anerkannt ijt, fo 
würde es doch nicht der Abſicht des Geſetzes entſprechen, wenn hieraus Anlaß 
genommen werden ſollte, der Anſiedlungstätigkeit unberechtigte Schwierigkeiten zu 
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bereiten. Es wird vielmehr erwartet, daß diefe Prüfung fich ftreng in den Grenzen 
einer pflichtmäßigen Wahrung der im § 15 hervorgehobenen Intereſſen halten wird. 

Der Lauf der Ausſchlußfriſt rechnet ſowohl für die Gemeinde- (Guts-⸗) Vor- 
ſteher als auch für die Angehörigen der Gemeinde vom Tage der Bekanntmachung 
des Autrages. Daß, in welcher Form und wann die ortsübliche Bekanntmachung 
geſchehen ift, haben daher die Gemeinde- (Guts⸗) Vorſteher in geeigneter Weile zu 
beurkunden. In gleicher Weiſe iſt ſeitens der Genehmigungsbehörden für die Be⸗ 
ſchaffung eines urkundlichen Nachweiſes Sorge zu tragen, daß und wann ſie den 
Gemeinde- (Gut3-) Vorſtehern von dem Antrage Kenntnis gegeben haben. Die 
Noften der Bekanntmachung fallen nicht dem Antragſteller, ſondern als Aufwendung 
für eine im öffentlichen Intereſſe geſetzlich vorgeſchriebene Amtshandlung der 
Gemeindekaſſe (dem Gutsbeſitzer) zur Laſt. 


Bu Artikel Sar 

8. Wenn § 17 es in das Ermeſſen der Genehmigungsbehörde ftellt, ob anzunehmen 
ift, daß durch die Anſiedlung eine Anderung oder Neuordnung der öffentlich- 
rechtlichen Verhältniſſe bedingt wird, und ob infolgedeſſen die Bekanntgabe des 
Antrages an die beteiligten Behörden erforderlich erſcheint oder nicht, ſo iſt von 
der Vorausſetzung ausgegangen, daß den berechtigten Intereſſen der Gemeinde 
(Guts-), Kirchen- und Schulverbände in vollem Umfange Rechnung getragen 
werden wird. 

Zu dieſem Behufe haben die Kreisausſchüſſe und Ortspolizeibehörden in allen 
Fällen, wo es nicht von vornherein zweifellos ift, daß die Verhältniſſe der Ge- 
meinde⸗, Kirchen⸗ und Schulverbände von der Anſiedlung unberührt bleiben, 
namentlich alfo ſtets dann, wenn die Anlegung einer Kolonie im Sinne des bis- 
herigen Geſetzes in Frage ſteht, den Vorſtänden der genannten Verbände von der 
beabſichtigten Anſiedlung mit dem Eröffnen Kenntnis zu geben, daß etwaige M- 
träge auf Feſtſetzung beſonderer Leiſtungen des Antragſtellers für Zwecke der Ge⸗ 
meinde-, Kirchen- und Schulverbände binnen einer Ausſchlußfriſt von 21 Tagen 
bei der Genehmigungsbehörde anzubringen ſeien. 

Ohne Rückſicht darauf, ob Anträge geſtellt ſind oder nicht, ſind übrigens jene 
öffentlichen Intereſſen durch die Genehmigungsbehörde von Amts wegen wahrzu⸗ 
nehmen. Demzufolge wird ſie ſich gegebenenfalls mit den zur Ordnung dieſer 
Verhältniſſe zuſtändigen Behörden ins Benehmen zu ſetzen haben. An den Be⸗ 
fugniſſen dieſer Behörden, zu beſtimmen, was infolge der Anſiedlung zur Ordnung 
der Gemeinde-, Kirchen- und Schulverhältniſſe erforderlich iſt, wird durch das 
gegenwärtige Geſetz nichts geändert. Der Genehmigungsbehörde ſelbſt liegt nur 
ob, über den Beitrag zu befinden, den der Unternehmer zu den Koſten der Neu 
regelung aufzubringen hat. Hieraus folgt, daß der Antragſteller nicht alle dieſe 
Aufwendungen ohne weiteres allein zu tragen hat, ſondern daß das billige Ermeſſen 
der Genehmigungsbehörde nach Lage der gegebenen Verhältniſſe und unter gewiſſen⸗ 
hafter Abwägung aller in Betracht kommenden Intereſſen, namentlich auch einer 
etwa zu erwartenden ſtärkeren Leiſtungsfähigkeit der Anſiedler, nur eine teilweiſe 
Inanſpruchnahme des Unternehmers für genügend erachten kann. Dabei darf nicht 
außer acht bleiben, daß zu hohe Anforderungen geeignet ſind, jede Anſiedlungs⸗ 
tätigkeit zu unterbinden, was der Abſicht des Geſetzes zuwiderlaufen würde. Jus- 
beſondere wird als Grundſatz zu gelten haben, daß Koſten, die nur eine mittelbare 
Folge der Anſiedlung find und fich nicht als Koſten der erſten Einrichtung dar 
ſtellen, regelmäßig nicht dem Antragſteller aufzubürden fein werden. Überhaupt 
iſt daran feſtzuhalten, daß Leiſtungen vom Unternehmer nur dann verlangt werden 
dürfen, wenn die geplante Anſiedlung einen finanziell erheblichen Einfluß auf die 
beſtehenden öffentlich-rechtlichen Verhältniſſe auszuüben geeignet ift. 

Läßt ſich von vornherein überſehen, wie dieſe Verhältniſſe geregelt werden 
ſollen, und erſcheint zu dieſem Zweck eine beſondere Leiſtung des Autragſtellers 
erforderlich, ſo wird die Feſtſetzung einer ſolchen ohne weiteres erfolgen können. 
Andererſeits kann, um nicht die Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung zum Schaden 
des Unternehmers zu verzögern, ihre Feſtſetzung vorbehalten bleiben. Hierbei mag 
darauf hingewieſen werden, daß nach dem früheren Geſetz ſich in manchen Gegenden 
für gewerbliche Kolonien die Übung herausgebildet hatte, für jede Anſiedlungsſtelle 
dem Antragſteller als Leiſtung zu öffentlich-rechtlichen Zwecken eine beſtimmte Geld- 
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fumme aufzuerlegen, die ſich nach gewiſſen erprobten Durchſchnittsſätzen berechnet, 
und daß gegen ein derartiges Verfahren in geeigneten Fällen nichts zu erinnern 
iſt. Ob Sicherheit zu leiſten iſt, hängt vom Ermeſſen der Genehmigungsbehörde 
ab. Daß ſie auch in unbedenklichen Fällen, namentlich da verlangt wird, wo die 
Perſon des Unternehmers oder ſeine dauernde Beteiligung bei der Anſiedlung aus⸗ 
reichende Gewähr für die Erfüllung der Leiſtungen bietet, liegt nicht in der Abſicht 
des Geſetzes. Die Höhe der Sicherheitsleiſtung iſt unter Erwägung einerſeits der 
von den beteiligten Verbänden angemeldeten Forderungen, andererſeits der perſön⸗ 
lichen Verhältniſſe des Unternehmers nach billigem Ermeſſen zu beſtimmen. 

Die erteilte Genehmigung hat nur für den Autragſteller Gültigkeit. Nur 
dieſer iſt berechtigt, von ihr Gebrauch zu machen, fo daß Mißbräuche durch Vor- 
ſchiebung dritter unbemittelter Perſonen ausgeſchloſſen ſind. 


Zu Artikel J. § 17a. 

9. Der § 17a betrifft Anlagen, die im öffentlichen Jutereſſe zum Gedeihen der An⸗ 
ſiedlung nicht minder unentbehrlich ſind als die im 8 17 vorgeſehenen Maßnahmen. 
Welche Anlagen hier in Frage kommen, hängt von der Beſchaffenheit des Einzel— 
falls ab. Es fallen hierunter jedenfalls die aus landeskulturellen Gründen not⸗ 
wendigen Vorkehrungen und gemeinwirtſchaftliche Anlagen, ſoweit fie dem öffent⸗ 
lichen Beſten dienen. Als Beiſpiele ſind zu nennen die Anlegung von Wegen 
und Entwäſſerungsgräben, die Auslegung von Kies-, Sand-, Lehmgruben, der Bau 
von Waſſerleitungen, von Brunnen und dergleichen mehr. Solche Wege, deren 
Herſtellung und Unterhaltung einem Kommunalverbande obliegt, und die bereits 
im § 17 berückſichtigt find, fallen nicht hierunter. 

Das öffentliche Intereſſe rechtfertigt es, daß in dieſer Hinſicht der Nachweis 
der nötigen Mittel zur ordnungsmäßigen Ausführung ſolcher Anlagen verlangt 
werden kann. Was ihre Unterhaltung anlangt, ſo genügt es, wenn der Plan 
erkennen läßt, wer ſie zu übernehmen hat, und wie ſie in Zukunft geregelt wird. 
Ob bei Bemeſſung der Sicherheitsleiſtung auch die Unterhaltungslaſt zu berück⸗ 
ſichtigen ift, hängt von dem einzelnen Fall ab. Handelt es ſich um ſolche An⸗ 
lagen, zu deren Unterhaltung der Unternehmer etwa durch Übernahme einer 
Vorausleiſtung beizutragen hat, dann wird die Kaution auch zur Sicherung 
der Unterhaltung, ſoweit ſie der Unternehmer übernommen hat, zu fordern und 
demgemäß zu bemeſſen ſein. 

Zu Abſatz 3 dieſes Paragraphen wird darauf hingewieſen, daß als geeignete 
Fälle, in denen vor Erteilung des Beſcheides die Auseinanderſetzungsbehörde gut— 
achtlich zu hören iſt, namentlich ſolche anzuſehen ſind, in denen es ſich um eine 
Mehrzahl von Anſiedlungen handelt, die nach einem einheitlichen Plane angelegt 
werden ſollen und untereinander in gewiſſen wirtſchaftlichen Beziehungen ſtehen, 
wo alſo anzunehmen iſt, daß größere landeskulturelle Anlagen erforderlich fein 
werden. Es ift erwünscht, daß in ſolchen Fällen die Erfahrungen, die die General- 
kommiſſionen auf dem Gebiete des Separations, Moorkultur- und Rentenguts⸗ 
weſens nach der augedeuteten Richtung geſammelt haben, dienſtbar gemacht werden. 


Zu Artikel J. § 18. 
10. Die Vorſchrift des § 18 Abſatz 2 Satz 2 entſpricht der im § 74 Abſatz 3 des 
Geſetzes vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. ©. 195). 

Die nach Abſatz 3 und 4 zugelaſſene Beſchwerde ſteht nur dem Antragſteller, 
nicht den beteiligten Verbänden zu, deren Intereſſen durch die Genehmigungs— 
behörde von Amts wegen wahrzunehmen ſind. Um für den Fall, daß der Kreis— 
ausſchuß bei Feſtſetzung der Leiſtungen (§§ 17, 17a) feiner Verpflichtung zur 
Wahrung des öffentlichen Intereſſes nach Anſicht ſeines Vorſitzenden nicht genügt 
haben ſollte, eine Nachprüfung in der höheren Inſtanz zu ermöglichen, iſt in An 
lehnung an den § 123 des Geſetzes vom 30. Juli 1883 dem Vorſitzenden die Be— 
fugnis gegeben, den Beſcheid im Beſchwerdewege anzufechten. Hierbei iſt an ſolche 
Fälle gedacht, wo die Anſiedlungsgenehmigung ohne Feſtſetzung einer Leiſtung des 
Antragſtellers erteilt ift, oder wo die feſtgeſetzte Leiſtung nach Anſicht des Vor⸗ 
ſitzenden nicht genügt, weil ſie die erforderliche Anderung oder Neuordnung der 
öffentlich⸗rechtlichen Verhältniſſe nicht durchführbar oder die Herſtellung und Unter- 
haltung der Anlagen nicht geſichert erſcheinen läßt. 


Zu Artikel III. § 17. 


11. Artikel III des Geſetzes regelt einige Beſonderheiten bei denjenigen Anſiedlungen, 
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die durch Rentengutsbildung unter Vermittlung der Geueralkommiſſionen entſtehen. 
Von der Erwägung ausgehend, daß es ſich bei dieſem Verfahren in der Regel um 
die Errichtung einer größeren Zahl von Anſiedlungen nach einem einheitlichen 
Plane handelt, und daß deswegen die beteiligten Gemeinde-, Kirchen- und Shul- 
verbände an der Zuziehung zum Verfahren ein erhöhtes Jutereſſe haben, beſtimmt 
§ 17 abweichend von der Vorſchrift desſelben Paragraphen in Artikel I, daß die 
Bekanntgabe des Anſiedlungsantrages an die genannten Verbände ausnahmslos 
in allen Fällen zu erfolgen hat. 

Ju übrigen gelten auch hier die Vorſchriften des Artikels 1, nach denen über 
die Leiſtungen des Antragſtellers zur Regelung der Gemeinde, Kirchen⸗ und Shul- 
verhältniſſe der Kreisausſchuß oder die Ortspolizeibehörde Beſtimmung treffen, mit 
der Maßgabe, daß die Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung ſelbſt Sache der 
Generalkommiſſion iſt. Da nun aber dieſe Genehmigung von den für nötig 
erachteten Feſtſetzungen der vorgenannten Behörden abhängt, ſchon deswegen, weil 
erſt dadurch eine ſichere Grundlage für die Beurteilung der finanziellen Durch 
führbarkeit des Unternehmens geſchaffen wird, ſo ergibt ſich die Notwendigkeit, daß 
ein etwaiges Beſchwerdeverfahren wegen dieſer Feſtſetzungen erſt endgültig erledigt 
fein muß, bevor die Generalkommiſſion über die Erteilung der Anſiedlungs⸗ 
genehmigung befinden kann. Hat der Kreisausſchuß oder die Ortspolizeibehörde 
beſchloſſen, die Feſtſetzung der Leiſtungen einem beſonderen Beſcheide vorzubehalten, 
ſo iſt die Generalkommiſſion befugt, unter einem entſprechenden ausdrücklichen 
Vorbehalt die Anſiedlungsgenehmigung zu erteilen. Sie fann diefe ferner von 
dem Nachweiſe, daß die feſtgeſetzten Leiſtungen erfüllt ſind, oder von der Beſtellung 
einer Sicherheitsleiſtung abhängig machen, und zwar letzteres auch dann, wenn die 
Feſtſetzung vorbehalten iſt. 


Zu Artifel IL § 17a. 

Ob und inwieweit ein Bedürfnis für Anlagen im öffentlichen Intereſſe vorliegt, 
und welche Anforderungen in dieſer Beziehung an den Autragſteller zu ſtellen ſind, 
beſtimmt nach § 17a die Generalkommiſſion. Um indeſſen hier, wo nicht das rein 
privatwirtſchaftliche, ſondern das öffentliche Intereſſe in Frage kommt, den Selbſt 
verwaltungsbehörden eine angemeſſene Mitwirkung zu ſichern und insbeſondere 
auch in den zweifelhaften Grenzfällen, wo der landwirtſchaftliche Charakter der 
Anſiedlungen nicht völlig rein hervortritt, für die Beurteilung der Notwendigkeit 
dementſprechender Anlagen das Gutachten dieſer Behörden nutzbar zu machen, iſt 
vorgeſehen, daß letztere vor Erlaß des bezüglichen Beſcheides von der General- 
kommiſſion zu hören find. Ein Beſcheid ift mit Rückſicht auf die Konſtruktiou des 
Beſchwerderechts — § 18 Abſatz 5 — von der Generalkommiſſion in allen Fällen 
zu erteilen, wo der Kreisausſchuß oder die Ortspolizeibehörde gehört iſt, auch 
wenn die Feſtſetzung einer Leiſtung nicht erfolgt. 


Zu Artikel III. § 18. 

Eutſtehen wegen Erteilung oder Verſagung der Anſiedlungsgenehmigung in Renten⸗ 
gutsſachen Streitigkeiten, ſo ſind dieſe nach § 18 von den Verwaltungsgerichten 
(dem Bezirksausſchuß und dem Ober-Verwaltungsgericht) zu entſcheiden. Die in 
dieſer Hinſicht im Geſetz vorgeſehenen Beſonderheiten gegenüber dem entſprechenden 
Verfahren nach Artikel I erklären ſich aus der Stellung der Generalkommiſſion 
als der die Rentengutsbegründung nach § 12 des Geſetzes vom 7. Juli 1891 
(Geſetz⸗Samml. S. 279) vermittelnden Behörde. Nachdem der Spezialkommiſſar 
auf Weiſung der Generalkommiſſion einen begründeten Vorbeſcheid erteilt hat, iſt 
in dem etwa entſtehenden Verwaltungsſtreitverfahren der Generalkommiſſion die 
Rolle zugewieſen, vom Standpunkte als Koloniſationsbehörde das öffentliche Intereſſe 
wahrzunehmen. Selbſtverſtändlich enthält dieſe ihre Parteiſtellung die Befugnis, 
auch ihrerſeits Rechtsmittel einzulegen (§ 83, Geſetz vom 30. Juli 1883). An die 
endgültige Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren iſt ſie gebunden und hat 
dementſprechend die Anſiedlungsgenehmigung zu erteilen oder zu verſagen, 8 

Die im § 18 Abſatz 5 gedachte Beſchwerde an den Miniſter für Landwirt 
ſchaft, Domänen und Forſten kann dieſer nach § 2 Abſatz 3 des Geſetzes vom 
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18. Februar 1880 (Geſetz-Samml. S. 59), 22. September 1899 (Geſetz⸗Samml. 
S. 284) in Verbindung mit § 12 des Geſetzes vom 7. Juli 1891 im Einzelfalle 
dem Oberlandeskulturgericht zur Enutſcheidung übertragen. 


Berlin, den 28. Dezember 1904. 
j 0 


Der Miniſter der geiſtlichen, Der Miniſter Der Miniſter des Jumern. 
Unterrichts- und Medizinal- für Landwirtſchaft, Domänen Frhr. v. Hammerſtein.“ 
Angelegenheiten. und Forſten. Í 
Studt. v. Podbielski. 
Der Miniſter Der Finanzminiſter. 
für Handel und Gewerbe. In Vertretung. 
Möller. Dombois. 


Zu A. 1911. M. d. g. A. — 1 C. b. 10748. M. f. L. — IV. b. 4469. M. d. J. — III. a. 10440. M. f. H. — 
I. 20864. F. M. 


VI. Nichtamtliches. 
Bücherſchau. 


(Eine VBeſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ftatt.) 
Statiſtik des Deutſchen Reichs, Band 156. Die Krankenverſicherung im Jahre 1902. 
Bearbeitet im Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt, Berlin, Verlag von Puttkammer u. Mühl⸗ 
brecht. 1904. 
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